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Autofahren
in Harare
Ruedi Lüthy

Ich denke gern an ein Erlebnis zurück, das sich vor gut fünf
Jahren ereignet hat. Ich fuhr mit dem Auto etwas zu schnell
auf einer vierspurigen Hauptstrasse in die Stadt Harare. Ein
ziemlich grimmig aussehender Polizist hielt mich an und er-
klärte mir, dass er mich für zu schnelles Fahren büssen werde.
Mir fiel keine Ausrede ein, und so klärte er mich auf, dass ich
mit 72 km/h anstelle der erlaubten 60 km/h gefahren sei. Aus
einem kleinen Notizbuch riss er nicht etwa eine Seite, sondern
ein fingernagelgrosses Stückchen Papier heraus, kribbelte die
Zahl 72 darauf und befahl mir, damit zu seinem Vorgesetzten
zu gehen, der unter einem schattenspendenden Baum stand.
Seine füllige Gestalt und vor allem ein dickes Bündel Sim-
babwe-Dollar-Noten, das er geschickt immer wieder durch
seine Finger gleiten liess, versprachen nichts Gutes. «Wie
schnell sind Sie denn gefahren?» Ich reichte ihm den winzigen
Bussenzettel, und er lachte laut auf. «Sie sind ein ‹sekuru›, ein
weiser Grossvater, Sie dürften eigentlich noch viel schneller
fahren.» Er liess mich straflos weiterfahren. Meine ergrauten
Haare wiesen mich offenbar – trotz der weissen Hautfarbe –
als Grossvater und damit als Respektsperson aus.

Heute gibt es keinen Respekt-Bonus für autofahrende
«sekurus» mehr. Ob jung oder alt: Korruption und Willkür
sind für Harares Autofahrer zum bitteren Alltag geworden.
Noch nie war das Ansehen der Polizei bei der Bevölkerung so
tief wie in den letzten Wochen. Die Polizei ist omnipräsent auf
den Strassen von Simbabwe.

Die Beamten halten praktisch jedes Auto an. Ihr Augen-
merk gilt vor allem den Kleinbussen. Sie lassen die Passagiere
aussteigen und am Strassenrand warten. Danach folgt eine
Diskussion mit dem Fahrer, die über kurz oder lang zu einer
Geldübergabe führt. Dann dürfen die Passagiere wieder ein-
steigen, und der Bus fährt weiter. Selten findet dabei eine
Ausweiskontrolle statt, und die meist profillosen Reifen oder
die oft kaputten Lichter werden schon gar nicht kontrolliert.
Mit viel Glück kommt der Bus zwei oder drei Kilometer wei-
ter, dann wartet bereits die nächste Polizeipatrouille.

Auch privaten Automobilisten geht es nicht besser: Der
Vorwurf lautet etwa, dass man nicht lange genug an einer
Stoppstrasse angehalten oder ein Rotlicht überfahren habe.
Disziplinierte Autofahrer, von denen es in der Schweiz viele
gibt, werden vielleicht denken, das geschieht diesen Rowdys
doch recht. Aber so einfach ist Autofahren in Harare nicht.
Wegen der täglichen Stromausfälle funktionieren die meisten
Ampeln überhaupt nicht, und wenn doch einmal Strom fliesst,
flackern im besten Fall eine oder zwei übrig gebliebene Rot-
oder Grünlichter. Auch die Stoppsignale sind häufig ver-
schwunden oder so verrostet, dass man sie kaum mehr sieht.

Nicht wenige Automobilisten haben die Diskussionen mit
den Polizisten satt, bezahlen je nach Wagenklasse zwischen fünf
und zehn Dollar und werden dann weitergewinkt. Wer Zeit hat,
besteht auf einem Bussenzettel und stellt dann erstaunt fest,
dass das Geld direkt der Polizei zufliesst und nicht wie früher in
die Staatskasse kommt. Gute Quellen berichten, dass jedes
Polizeirevier und jede Patrouille einen Betrag zwischen 1000 bis
3000 Dollar pro Woche abliefern muss, dass damit luxuriöse
Geländewagen für das hohe Kader gekauft werden.

Die kleineren Beträge, die ohne Bussenzettel die Hand
wechseln, fliessen direkt in die Taschen der Polizisten, die da-
mit ihren mageren Grundlohn aufbessern. Sichtbares Zeichen
des neu erworbenen Wohlstands sind nagelneue Uniformen
und moderne iPhones. Die offensichtliche Korruption ist den
Menschen zuwider, aber sie haben keine Möglichkeit, sich zu
wehren. Die Fahrer der Kleinbusse haben erfolglos mit einem
Streik auf die willkürliche Abzockerei reagiert. In den Tages-
zeitungen findet man täglich Artikel und Leserbriefe, die die
Unrechtmässigkeit beklagen. Geändert hat sich bisher nichts.

Auf den Schweizer Strassen gibt es keine Sonderbehand-
lung für ältere, graumelierte Fahrer. Aber auch keine Bussen
für erfundene Übertretungen. Das Gegenteil von Korruption
und Willkür, die Rechtsstaatlichkeit, ist eine Errungenschaft,
welche in der Schweiz zur Selbstverständlichkeit geworden
ist. Man lernt sie erst richtig schätzen, wenn sie fehlt.
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Ruedi Lüthy lebt seit acht Jahren in Harare, der Hauptstadt Simbabwes, wo er eine
Klinik für mittellose HIV-Patienten führt.
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Tahani und Ghada, beide achtjährig, haben zusammen die Schulbank gedrückt. Schön wäre es, wenn Stephanie Sinclairs Foto
die Mädchen nach erfolgreichem Examen an der Seite ihrer stolzen Väter zeigen würde; doch die Männer sind ihre Ehe-
gatten. Jemen zählt zu den Ländern, wo Kinderheiraten nach wie vor verbreitet sind; Tahani nutzte einen unbeobachteten
Moment, um der Fotografin von der Abscheu zu erzählen, die sie zunächst gegenüber ihrem Gatten hegte.
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AN UNSERE LESERINNEN
UND LESER

Wir danken allen Einsenderinnen und Einsendern von
Leserbriefen und bitten um Verständnis dafür, dass wir
über nicht veröffentlichte Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zuschriften werden bei
der Auswahl bevorzugt; die Redaktion behält sich vor,
Manuskripte zu kürzen. Jede Zuschrift an die Redaktion
Leserbriefe muss mit der vollständigen Postadresse
des Absenders versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach
8021 Zürich, Fax 044 252 13 29
E-Mail: leserbriefexnzz.ch

Heidi geht kaum
ins Hochhaus
Zur Zweitwohnungsinitiative gibt es drei
Bemerkungen: Erstens hat das Parla-
ment die Brisanz und die Unsorgfältig-
keit des Initiativtextes nicht erkannt,
sonst hätte es die Initiative als ungültig
erklärt oder ihr einen direkten Gegen-
vorschlag entgegengestellt. Zweitens hat
es der Bundesrat versäumt, sich vor der
Abstimmung mit allfälligen Konsequen-
zen auseinanderzusetzen und die ent-
sprechenden Ausführungsvorschriften
vorab bekanntzumachen. Und drittens
gibt es unverständlicherweise über die
Umsetzung der Initiative bereits mehr
Interpretationen und juristische Mei-
nungen als Sand am Meer. Dabei hat sich
der Initiant Franz Weber klar und deut-
lich ausgedrückt. Es geht ihm darum, die
Landschaft zu schützen. Weber sagte,
dass keine neuen Zweitwohnungen ge-
baut werden dürften, wo der Anteil be-
reits über 20 Prozent des gesamten Woh-
nungsbestandes in einer Gemeinde liege.
Und bestehende Wohnungen dürften
wie bisher verkauft und vermietet wer-
den. An diesen Worten ist die Initiative
zu messen. Dazu braucht es keine Inter-
pretationen.

Eine Zweitwohnung ist jede Woh-
nung, in der eine Person wohnt, die ihren
zivilrechtlichen Wohnsitz nicht in der
Gemeinde hat. Und es geht nur um den
Bau neuer Wohnungen und um den
Schutz vor weiterem Landverbrauch.
Bestehende Ferienwohnungen werden
von der Initiative nicht tangiert. Es
brauchte nur etwas gesunden Menschen-
verstand und Hinhören, was Franz We-

ber sagte, um die Initiative zu deuten.
Was Heidi sicher nicht will, sind Hoch-
häuser in den Bergen und Urbanität
(NZZ 17. 3. 12). Gerade das wollte Franz
Weber verhindern.

Hans Joos, Samaden

Besteht nicht das Risiko, dass die Ge-
nugtuung, um nicht zu sagen die Freude
über den Ausgang der Abstimmung
über die Volksinitiative «Schluss mit
dem uferlosen Bau von Zweitwohnun-
gen!» bald einmal in eine Katerstim-
mung mutieren könnte? Ich denke weni-
ger an das bereits erhobene Jammern
über wirtschaftliche Einbussen in den
davon besonders betroffenen Regionen
als vielmehr an den Bumerang, der die
verführerische Idee der Initianten, un-
sere schönsten und kostbarsten Land-
schaften erhalten zu wollen, treffen
könnte. Wenn in einem System Druck
entsteht, werden sich dessen Folgen an
den nächstschwächeren Stellen bemerk-
bar machen. Die zahlenmässige Fest-
legung des Anteils von Zweitwohnun-
gen pro Gemeinde wird ein Ausweichen
auf heute noch nicht von diesem neuen
Art. 75b der Bundesverfassung betroffe-
nen Gemeinden zur Folge haben, was
erst recht zu einer Zersiedelung und da-
mit zur Störung des Bildes der Land-
schaft führen wird.

Marco Witzig, Meilen

Der Rechtsstaat
verludert
Der Schweizer Rechtsstaat verludert.
Mit der Auslieferung von Bankdaten an
die USA wurde nicht nur das Recht, son-
dern auch ein wichtiger Rechtsgrundsatz
wie jener von Treu und Glauben gebro-
chen. Die Erbschaftsinitiative verlangt
rückwirkende Besteuerung von Erb-
schaften und Schenkungen. Gemäss
Zweitwohnungsinitiative erhält der
Bundesrat als Exekutive die Kompetenz,
auf dem Verordnungsweg bedeutende
Sachverhalte zu regeln, falls sich das Par-
lament nicht einigen kann. Bundesrätin
Leuthard erklärt den angenommenen
Initiativtext als sofort gültig und an-
wendbar – selbst gegen den Willen der
Initianten. Die Ausführungsbestimmun-

gen zur angenommenen Verfassungs-
änderung, ja nicht einmal die Validie-
rung der Abstimmungsergebnisse wartet
sie ab. Dass genau jene zwei Bundes-
rätinnen, die selbst ein Anwaltspatent
besitzen (Widmer-Schlumpf, Leuthard),
sich über fundamentale Grundsätze des
Rechtsstaates hinwegsetzen, stimmt
nachdenklich. Offensichtlich hat Rechts-
sicherheit in der Schweiz ihre Bedeutung
verloren.

Alfred Betschart, Chur

«Für Gotteslohn»

Eine gemeinnützige und ehrenamtliche
Tätigkeit bringt nicht in jedem Land den
gleichen Gotteslohn, wie am Vergleich
von Grossbritannien mit der Schweiz
sichtbar wird. Die Schweizer üben sehr
wohl Selbstbescheidung (NZZ 21. 3. 12),
während die, die in anderen Ländern ge-
meinnützig tätig sind, immerhin einen
Orden in Aussicht haben, mit dem pro-
minenten Beispiel Deutschland.

Peter Metzger, Langnau am Albis

Gerechte Entlöhnung
für Physiotherapie
Wer seit 14 Jahren ohne Teuerungsaus-
gleich arbeitet, werfe den ersten Stein.
Weshalb können sich Physiotherapeu-
tinnen und Krankenkassen nicht eini-
gen? Dass niemand mehr Prämien be-
zahlen will, ist klar. Aber der Entscheid
des Bundes, dass bei den Medikamenten
die Generika nicht zur Pflicht gemacht
werden und Originalmedikamente wei-
ter bezahlt werden, heisst im Klartext:
Die Krankenkassen müssen auf Kosten-
einsparungen in Milliardenhöhe verzich-
ten. Diese möglichen Einsparungen wä-
ren um ein Mehrfaches grösser als die
Kosten für eine faire Entlöhnung der
Physiotherapie. Uns Physiotherapeutin-
nen und Physiotherapeuten ist es bei
gleichbleibendem Preis nicht mehr mög-
lich, die Qualität zu halten. Der Vorwurf
der Krankenkassen, wir arbeiteten nicht
effizient, ist unsachlich. Dass die Leis-
tungssteigerung grösser ist als die Teue-

rung, stimmt, sie hat folgende Gründe:
1. Physiotherapie (PT) ist eine güns-

tige Behandlungsmöglichkeit bei ver-
schiedensten Krankheiten: So kann bei
Kopfschmerzen durch physiotherapeuti-
sche Behandlung und Instruktion der
Medikamentenkonsum drastisch ge-
senkt werden.

2. So werden die Patienten, die in-
folge der DRG (Fallkostenpauschalen in
den Spitälern) früher nach Hause entlas-
sen werden, durch Spitex und PT kom-
petent nachbehandelt, was billiger ist als
zusätzliche Spitaltage oder eine Kur,
aber der PT als Kostensteigerung aufge-
rechnet wird.

3. Last, but not least wird die Bevöl-
kerung immer älter. Damit nehmen u. a.
die Verschleissbeschwerden wie Arthro-
se zu. Die PT kann oft mit wenigen

Instruktionen und Behandlungen die
Schmerzen verringern, Gelenksersatz-
operationen verhindern oder verzögern.

Wie sollen da die Kosten gleich blei-
ben? Die Zitrone ist ausgepresst: Die
Physiotherapeuten bilden sich jedes Jahr
auf eigene Kosten weiter, viele nützen
den jetzigen Tarif nicht aus (3–4 Behand-
lungen pro Stunde wären erlaubt), um
die Qualität zu halten. Dies führt zu
immer längeren Arbeitszeiten, um den
Lebensunterhalt zu verdienen (der Net-
to-Stundenlohn liegt heute bei 2 Be-
handlungen pro Stunde um 29 Franken).

Jetzt ist genug! Wir lassen uns die un-
sachliche Kritik der Krankenkassen
nicht mehr bieten, wir brauchen eine
faire Entlöhnung für unsere Arbeit.

Yvonne Mussato Widmer, Zürich
Physiotherapeutin


